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Die anstehende Gesundheitsreform ist unsozial
und gefährdet große Teile der gesundheitlichen
Versorgung. Besonders chronisch Kranke und
mehrfach Erkrankte werden finanziell stärker be-
lastet. Eine Sicherung der Finanzierung der ge-
setzlichen Krankenversicherung findet nicht statt,
im Gegenteil. Diese unsozialen Verschlechterun-
gen für Versicherte und Patienten lehnen wir ab:
� Zusatzbeitrag, für den nur die Versicherten auf-
kommen müssen. Die Arbeitgeber werden von
Kostensteigerungen ausgenommen.
� Einführung einer Kopfpauschale, wodurch Är-
mere stärker belastet werden als Besserverdienen-
de.
� »Teilkasko-Tarife« für Junge und Gesunde, teu-
re »Vollkasko-Tarife« für Kranke. Durch diese un-
solidarischen Wahl- und Sondertarife fehlt den
Kassen Geld für Behandlungskosten, das allein
von den Kranken aufgebracht werden muss.
� Höhere Zuzahlungen für Krebskranke, die nicht
zur entsprechenden Vorsorge gegangen sind.
� Einführung eines Selbstverschuldungsprinzips
als Dammbruch: Zunächst zwar nur bei Folgekos-
ten von Tätowierungen, Piercings oder Schön-
heitsoperationen wird so der Weg für zukünftige
Leistungsausgrenzungen (wie z. B. bei Dickleibig-
keit oder Freizeitunfällen) geebnet.
� Hohe Beitragssteigerungen ab 2007 bei der
Krankenkassen-Finanzierung.

Das Wettbewerbs-Stärkungs-Gesetz (so harmlos
nennt die Bundesregierung einen Teil ihrer Re-
form-Pläne im Gesundheitswesen) kann auch mit
weiteren Wochen Streits der Koalitionäre nicht
besser werden. In seltener Einigkeit haben in den
vergangenen Monaten Leistungserbringer, Kos-

tenträger und Betroffene ihre Ablehnung zum Ge-
setzentwurf formuliert, der keinen Beitrag zur
nachhaltigen Finanzierung des Gesundheitswe-
sens leistet.

Für die Versicherten zeigen sich jetzt schon die
Auswirkungen der Fehlentscheidungen von Rot-
Schwarz: Auf breiter Basis wurden die Kassenbei-
träge zum 1. Januar angehoben. Die drastische Re-
duzierung des Bundeszuschusses und die Erhö-
hung der Mehrwertsteuer führen zu staatlich ver-
ordneten Belastungen der Krankenversicherung
in Milliardenhöhe. Für die Entschuldung der Kas-
sen werden weitere Milliarden benötigt. Kopfpau-
schalen und Sondertarife ab 2009, Schuldprinzip
sowie Zuzahlungen für Krebskranke ohne regel-
mäßige Vorsorge werden als einseitige Belastun-
gen für Versicherte dazukommen. Sie werden den
zusätzlichen Finanzbedarf aber bei weitem nicht
decken. Krankenkassen mit mehr schwerer Kran-
ken zahlen weiterhin drauf. So wird sich der Wett-
bewerb darum drehen, junge und gesunde Versi-
cherte zu gewinnen. Damit aber wird das Solidar-
prinzip der gesetzlichen Krankenversicherung
weitgehend außer Kraft gesetzt. Deshalb fordert
DIE LINKE. den Stopp dieser von sozialer Blind-
heit geschlagenen Reform. Das System der gesetz-
lichen Krankenversicherung lässt sich durch die
Einführung der von uns geforderten solidarischen
Bürgerinnen- und Bürgerversicherung zukunfts-
fest machen. Mit der Bürgerversicherung könnten
die Beiträge langfristig bei 10 Prozent liegen und
trotzdem alle Zuzahlungen im Gesundheitswesen
entfallen.

Frank Spieth – gesundheitspolitischer Sprecher der
Fraktion DIE LINKE.

IIMMPPUULLSSEE

Gesundheitsreform
Nicht verschieben,

sondern neu anfangen
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Eigentum, dessen Vergesell-
schaftung und Kontrolle.

Ich bekenne mich zum strate-
gischen Dreieck. Wenn wir von
Protest, Alternativen und Ge-
staltung als strategischem Drei-
eck reden, so hat dieses auch
drei Seiten. Das heißt, nicht je-
der darf sich seine aussuchen
und dort bequem einrichten, bei-

Gesellschaft in einem oft engen
Handlungsrahmen. Kommunal-
politik muss auch künftig einen
hohen Stellenwert in der neuen
Partei haben. Es muss klare
Kompetenzverteilungen zwi-
schen Fraktionen und Partei,
zwischen Partei und außerparla-
mentarischen Bewegungen, zwi-
schen Fraktionen und Regierun-

Ohne sie gäbe es keine öffentli-
che Debatte um Mindestlohn, öf-
fentlich geförderte Beschäfti-
gung, ein gerechtes Steuersys-
tem und die friedliche Lösung
internationaler Konflikte. Für
mich ist die Arbeit der Bundes-
tagsfraktion ein Modell für die
neue linke Partei.

Doch die programmatische
Debatte hat zu sehr den Charak-
ter von Spitzengesprächen, ist zu
wenig Basisdebatte. Aber eine
substanzielle Debatte jetzt muss
erkennbar machen, welche Par-
tei wir auf den Weg bringen und
welchen Platz sie im politischen
System einnimmt.

Die programmatischen »Eck-
punkte« stellen als Gründungs-
dokument sicher mehr dar als
den kleinsten gemeinsamen
Nenner von Linkspartei und
WASG. Aber mir reicht ein ver-
schämter Hinweis auf den demo-
kratischen Sozialismus nicht. Ka-
pitalismus ist nicht die letzte
und schon gar nicht höchste Stu-
fe gesellschaftlicher Entwick-
lung. Zu untersuchen ist die gan-
ze Vielfalt kapitalistischer Un-
terdrückungsmechanismen und
wie sich die Linie zwischen un-
ten und oben verschiebt. Neue
Schichten – Akademiker, die
Mittelschicht – drohen in Armut
abzurutschen. Dies alles muss
wissenschaftlich reflektiert wer-
den. Das ist auch für die neue
Rolle des Staates notwendig.Wir
brauchen eine Definition der öf-
fentlichen Daseinsvorsorge, von
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Die neue Linke ist längst da...
(Dagmar Enkelmann auf der Regionalkonferenz in Essen - Auszüge)

Das Zusammengehen von
Linkspartei und WASG ruft eben
auch Befürchtungen und Ängste
hervor. Das betrifft die befriste-
te Regelung in der Satzung zum
Mandatsschlüssel, die die west-
deutschen Verbände privile-
giert. Aber wir haben uns ver-
pflichtet, das Zusammengehen
soll auf gleicher Augenhöhe er-
folgen. Das bedeutet auch den
Ausgleich von Ungleichgewich-
ten zwischen der Mitgliederzahl
von Linkspartei und WASG. Wir
wollen nicht den Weg der ande-
ren Parteien gehen, die sich ihre
ostdeutschen Pendants im Stil
feindlicher Übernahme einver-
leibten und den Osten ziemlich
untergehen ließen.

In den vergangenen 17 Jahren
hat die Linkspartei.PDS viel er-
reicht. Mit diesem Selbstbe-
wusstsein sind wir nicht unterzu-
buttern. Mein Eindruck ist, die
»Wessis«, wenn ich mal so sagen
darf, verstehen besser zu glän-
zen und benutzen öfter mal den
Ellenbogen. Das haben wir nicht
nötig.

Auch die Gleichstellung der
Geschlechter und dass Frauen
mehr Chancen in der Politik ha-
ben, sind unser Markenzeichen.
Es tut gut zu wissen, dass auch in
der neuen Partei viele weibliche
Gesichter sein werden.

Die neue Partei muss zu ei-
nem Sammelbecken linker Poli-
tik werden, die über die bisheri-
ge Mitgliedschaft in Linkspartei
und WASG hinausreicht. Sie
wird einen festen Platz in der po-
litischen Auseinandersetzung
der Gesellschaft finden.

D. E. ist Mitglied der Steuerungs-
gruppe Parteigründung

Ich kann den meisten Passagen
zustimmen. Sie geben Auskunft
über das Denken der Landtags-
fraktion, scheinen jedoch als al-
ternativer Entwurf einer linken
Opposition nur sehr einge-
schränkt brauchbar. Zuviel
bleibt nebulös, einiges wohl mit
Rücksicht auf die Bundes-
WASG. Und manches hat meines
Erachtens den Beigeschmack ei-
ner vorgezogenen Deeskalati-
onsstrategie im Umgang mit der
SPD als einzig möglicher Koaliti-
onspartnerin.

Richtig wird festgestellt, wir
brauchen eine konsequente Ab-
kehr vom Neoliberalismus. Ein

direkter Bezug auf den demokra-
tischen Sozialismus als notwen-
digem Ziel, Bewegung und Wer-
tesystem im Sinne der Pro-
grammatik wird leider peinlich
vermieden. Das ist nicht aus re-
gionaler Sichtweise zu begrün-
den, könnte aber unter der
Mehrheit mir bekannter Linken
als Abrücken vom Konsens ver-
standen werden und dem Partei-
bildungsprozess schaden. Ohne
demokratischen Sozialismus,
wie im Chemnitzer Parteipro-
gramm dargestellt, bleiben Tra-
dition und Veränderungswille
der Fraktion wenig glaubhaft.
Gebraucht wird eine grundsätzli-

chere antikapitalistische Orien-
tierung. Das ist sogar mit Artikel
15 des Grundgesetzes konform.

Mehrfach wird globale He-
rausforderung richtig beschrie-
ben und zum verantwortungsvol-
len Handeln gedrängt – ein er-
heblicher Fortschritt. Die
Schlussfolgerungen jedoch, die
sich zum Beispiel aus Klimawan-
del und dramatischen Auswir-
kungen auf das soziale Sein in
Brandenburg ergeben, sind in
den strategischen Handlungsfel-
dern teilweise ohne Biss. Da sich
die ökologische Krise zu einer
globalen sozialen zuspitzt, ist
meine Forderung, als Ziel noch
deutlicher eine nichtkapitalisti-
sche ökologisch organisierte Ge-
sellschaft im Auge zu haben. Das
betrifft nicht nur das Papier der
Brandenburger Fraktion, son-

dern die Parteineugründung ins-
gesamt.

Im Weiteren sollten wir davon
ausgehen, dass die unaufschieb-
bare Gestaltung eines solidari-
schen Brandenburg »UNSERER
HEIMAT« vor allem Sache der
Parteibasis sowie der gewählten
Kreisvorstände und nicht nur
der Fraktionen ist.

Inzwischen liegen mehr als
150 Seiten Eckpunkte und Leit-
linien verschiedenster Partei-
ebenen vor. Ich befürchte daher
ein unkritisches Durchwinken.
Vielleicht wäre es möglich, den
Dialog zeitlich und thematisch
zu strukturieren.

Diskussionsbeitrag von 
Friedrich Pietsch (gekürzt)

Unsere Heimat
Dialog für ein Brandenburg der Regionen

spielsweise Regierungsbeteili-
gung eingehen und auf jedwe-
den Protest verzichten. Sich an
einer Regierung zu beteiligen,
heißt für mich auch, eine rote Li-
nie zu ziehen, ab der man nicht
mehr mitregiert.

Politikgestaltung beginnt für
mich weit vor einer Regierungs-
beteiligung. Kommunalpolitiker,
Bürgermeister, hauptamtliche
Dezernenten usw. gestalten die

gen geben. Wir müssen der la-
tenten Gefahr der Verselbststän-
digung von Ebenen begegnen.
Das betrifft die Parlamentsfrak-
tionen, aber auch die Linkspar-
tei in den neuen Ländern. Dort
erlebe ich mitunter eine Menta-
lität wie: »Wir haben uns einge-
richtet und sind erfolgreich.
Wenn schon ein Zusammenge-
hen mit dem Westen, dann aber
nicht zuviel Westen.«
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dauerhaft auf Spitzenplätze ge-
langen mit dem Rohstoff Hoch-
schul- und Forschungsland Bran-
denburg. Unser Vorschlag zur
personellen Stärkung des Hoch-
schulmittelbaus mit zusätzlich
100 Stellen wurde abgelehnt.

3. Koalition und Ministerprä-
sident wollen Wirtschaft und
Technologie weiter stärken und
haben dafür extra ein neues För-
derkonzept. Der Haushalt aber
stärkt die Schlüsselbranchen
nicht. Wir dagegen wollten die
Schlüsselbranchen mit 20 Mio.
ausstatten. Abgelehnt! Übrigens
werden auch 2006 ca. 300 Mio.
Euro Fördermittel nicht abflie-
ßen. Seit 2003 sind das dann ca.
1,3 Mrd. nicht angelegte Förder-
gelder und verschenkte Beschäf-
tigungsmöglichkeiten in Grö-
ßenordnungen.

4. Der Ministerpräsident hat
zur Bekämpfung der Langzeitar-
beitslosigkeit in der Aktuellen
Stunde im November angekün-
digt, in den nächsten Monaten

Der Landesparteitag hat be-
schlossen, 2007 eine Diskussion
zur weiteren Entwicklung Bran-
denburgs zu führen. Das dazu
vorliegende Leitbild »Dialog für
ein Brandenburg der Regionen«
soll eine breite Diskussion in der
Partei und mit den Brandenbur-
gerinnen und Brandenburgern
anstoßen. Wir wollen mit euch
und vielen Menschen aus allen
Teilen unserer Gesellschaft ins

Sie ist keineswegs ein alter Hut
von 2006, sondern entsprechend
Parteivorstandbeschluss auf
dem Weg in Phase 2. Ich finde
eine Entscheidung mit solider
Grundlage dank Verlauf und Er-
gebnis der ersten Etappe. Es
gibt keine Kampagne der Lin-
ken, die so die gesellschaftliche
Diskussion in der Bundesrepu-
blik bestimmt hat. Erstmals wur-
de auch durch gemeinsames
Handeln eine Brücke zu den Ge-
werkschaften geschlagen. Ein
Beispiel, wie vereinigungswilli-
ge Linkspartei und WASG sozial-
politisch im Gleichschritt laufen.

Jetzt gehört die Mindestlohn-
kampagne zur EU-Ratspräsi-
dentschaft Deutschlands, denn
19 von nun 27 Mitgliedsstaaten
der EU haben Mindestlöhne.
Wieviel Achtung, Anerkennung
und Autorität könnte Deutsch-
land während seines Vorsitzes
erlangen, würde es ernsthafte
Schritte zur sozialen Einheit der
EU einleiten.

Es geht nicht um Gleichma-
cherei, sondern um die Funda-
mente einer europäischen Sozi-
alpolitik auf Basis der Leistungs-
fähigkeit der Mitgliedsländer.
Der Kampf um nationale Min-
destlöhne stärkt die Position der
europäischen Linken und der
Gewerkschaften. Der globali-
sierten Wirtschaftswelt müssen
globalisierte soziale Standards
entgegengesetzt werden. Min-
destlöhne verändern das gesell-
schaftliche Leben weit mehr als
die meisten Menschen anneh-
men – Einnahmen und Ausgaben
der Sozialsysteme, Konsumver-
halten, Umweltbewusstsein, be-
wusste Teilnahme am gesell-
schaftlichen Leben und nicht zu-
letzt die Nutzung von Bildungs-
möglichkeiten. Viele Minijobs
würden für Arbeitgeber unat-
traktiv und wieder sozialversi-
cherungspflichtige Arbeitsplät-
ze.

Die Mindestlohnkampagne
wird unser politisches Handeln
auch im neuen Jahr maßgeblich
beeinflussen. Ihr Ergebnis und
die neue LINKE, also wir, wer-
den bestimmen, ob es unser Jahr
ist, das Jahr der LINKEN.

Bernd Sachse,
1. Kreisvorsitzender MOL

Brandenburg driftet auseinan-
der. Die Armut nimmt zu. Den-
noch wurden alle 31 Änderungs-
anträge der Linksfraktion zum
Haushalt abgelehnt:

1. Anstelle in Köpfe zu inves-
tieren, plant die Koalition die
Streichung von 899 Lehrerstel-
len. Unseren Vorschlag, auf die
Streichung von wenigstens 300
Stellen zu verzichten und ent-
sprechend Empfehlung der
Bosch-Stiftung Geld im System
zu belassen, lehnt sie ab und
bleibt bei ihrem sozial selekti-
ven Bildungssystem.

Auch unsere Vorschläge für ei-
nen Rechtsanspruch aller Kin-
der ab 2 Jahre auf einen Kita-
platz und schrittweisen Einstieg
in ein gebührenfreies Vorschul-
jahr wurden abgelehnt.

2. Die finanzielle Ausstattung
von Hochschulen und Forschung
reicht nicht aus. Ministerin Wan-
ka ist stolz auf den Mittelplatz
des Landes. Wir müssen aber

Mindest-
lohnkampagne
auch 2007

Brandenburgs Haushalt – kein Garant für die Zukunft

Schwerpunkte der 
Arbeit der Linkspartei.PDS
in Brandenburg 2007

Gespräch kommen. Und wollen
wir dabei neue Partner finden,
müssen wir mit interessanten
Angeboten aus unserem Leitbild
auf sie zugehen und ihre Mei-
nung einfordern. Gelingt es uns,
eine solche Diskussion im gan-
zen Land zu führen, dann brin-
gen wir Brandenburg in Bewe-
gung – auch mit Blick auf die vor
uns stehenden Wahlen im Jahr
2008 und 2009!

Das zweite große Thema wird
der Parteineubildungsprozess
sein. Spätestens im September
2007 werden wir auch in Bran-
denburg die Partei DIE LINKE
gründen. Bis dahin liegt noch ein
gutes Stück Arbeit vor uns. Ei-
nes haben wir bereits geschafft,
die Diskussion um die Grün-
dungsdokumente für die neue
Partei hat Früchte getragen. Ein
Bekenntnis zum Demokrati-
schen Sozialismus konnte veran-
kert werden. Im Frühjahr wird es
eine Urabstimmung und mehre-
re Parteitage geben. Mitunter
gehen die Diskussionen heiß
her. Aber dem weichen wir nicht
aus und wir wollen es auch gar
nicht. Dialog ist nicht eben nur
Methode, sondern auch ein Prin-
zip. Natürlich ist es wichtig, dass
wir dabei das Ende nicht aus den
Augen verlieren. Wenn wir aber
unsere Meinungsverschieden-
heiten im kulturvollen Streit
miteinander austragen, gelingt
es uns, eine gemeinsame, bun-
desweite, starke, demokratische
und sozialistische Linke in
Deutschland zu gründen!

In diesem Sinne hoffen wir
auch in diesem Jahr auf eure
Mitarbeit. Wir wünschen euch
Gesundheit, persönliches Glück
und ein gutes Jahr 2007.

Kerstin Kaiser,
Fraktionsvorsitzende,

Thomas Nord, Landesvorsitzender

die Möglichkeiten der Arbeits-
marktpolitik zu überprüfen. Sei-
ne Sozialministerin führte in der
Haushaltsdebatte aus, das In-
strumentarium reiche aus. Un-
ser Vorschlag für die Schaffung
von vorerst 4500 öffentlich ge-
förderten Arbeitsplätzen wurde
abgelehnt.

5. Die Koalition kürzt die Mit-
tel für den ÖPNV. Unser Vor-
schlag, die Kürzungen in der Flä-
che nicht vorzunehmen, wurde
abgelehnt.

Die Koalition hat die große
Chance vertan, den Haushalt
2007 zu einem Brückenhaushalt
für die Zukunft des Landes zu
machen. Sie hat, wie so oft, Kon-
solidierung und intelligente Ein-
nahmepolitik mit blindem Spa-
ren verwechselt.

Aus der Pressemitteilung der
Fraktionsvorsitzenden, Dezember
2006 

Kerstin Kaiser
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schwerde, die die quantitativen
und qualitativen Kriterien für
die Finanzierung der Kreise,
Städte und Gemeinden zum In-
halt haben muss.

Die jährlich neu entstehen-
den Volumina des strukturellen
Defizits betragen:

– 2004 (Ist)                 6,915 Mio
– 2005 (Ist)               11,788 Mio
– NHH 2006             10.039 Mio
– 2007                        15,844 Mio
– 2008                        18,735 Mio
– 2009                        19,717 Mio
– 2010                        20.507 Mio
So ergibt sich voraussichtlich

bis 2010 ein Gesamtdefizit von
103,547 Mio. Deshalb unterstüt-
zen wir in diesem Zusammen-
hang die Bemühungen des Land-
rates, der Tendenz entgegen zu
wirken, dass Kreis, Städte und
Gemeinden gegeneinander – an-
statt gemeinsam – gegen die un-
zulängliche Finanzierung auftre-
ten. Es ist gut und richtig, dass
andere Landkreise und kreis-

freie Städte für die Verfassungs-
beschwerde gewonnen werden
konnten.

Weshalb stimmen wir trotz-
dem dem Haushalt 2007 zu?

Konsolidierungswille und ent-
sprechende Maßnahmen werden
von der Fraktion respektiert.
Neuralgischer Punkt in den De-
batten war immer die Kreisum-
lage. Im Interesse der Arbeit der
Kommunen wollen wir sie nicht
erhöhen, obwohl es haushalts-
technisch nötig wäre. Wir wollen
unsere Probleme nicht beliebig
auf die Gemeinden abwälzen.

Im Haushaltsentwurf 2007
wird das Niveau der so genann-
ten freiwilligen Aufgaben beibe-
halten. (ganze 1,8 % des HH).
Der Bedarf ist ungleich höher,
wenn die Aufgaben nach § 2 der
Landkreisordnung erfüllt wer-
den sollen. Trotz alledem emp-
fehlen wir dem Landrat, mit der
Umsetzung des Grundsatzbe-
schlusses zur Kultur-GmbH per-
manente Kostensteigerungen zu
verhindern.

Die Verfassungsbeschwerde
wird auf den Weg gebracht. Sie
ist berechtigt und notwendig.

Würden wir den Haushalt iso-
liert betrachten – ohne Rahmen-
bedingungen – müssten wir ihn
ablehnen. Erst Recht auf Grund
der voraussichtlichen Investitio-
nen der nächsten Jahre, die bis
2010 einen Tiefstand von unter
10 Mio. erreichen werden. Wir
als Fraktion sehen aber die Kom-
munalfinanzierung differenzier-
ter. Null ist erst mal nichts Nega-
tives, aber das strukturelle Defi-
zit lässt sich ohne Veränderung
der Rahmenbedingungen nicht
beseitigen. Daher verbinden wir
unsere Zustimmung zum Haus-
halt mit einer Verfassungsbe-

Alle wollen die Kultur GmbH,
aber sie darf nicht mehr kosten.
Mit dieser fiskalisch verseuch-
ten Idee ist nun umzugehen, weil
die Rahmenbedingungen auf
Grund der Haushaltssituation
festgezurrt sind. Ein Anheben
der Kosten für freiwillige Aufga-
ben über 1,8 % würde die Kon-
trolleure des Kreishaushaltes
auf den Plan rufen und uns übler
Verschwendung bezichtigen.

Wie kann man an Kultur spa-
ren? Kleinere Stücke, weniger
Schauspieler, Mehrfachrollen,
weniger Museumsgut, weniger
Requisite, Zweimann-Chöre, Or-
chester aus 3 Personen und viel-
leicht noch das Einspielen von
Werbeblöcken auf der Bühne?
Mit Logik ist das alles nicht zu
erklären, denn Kultur ist als Le-
bensweise zu verstehen, die nach
§ 2 der Landkreisordnung zum
Wohle der Einwohner zu fördern
ist: »Kultur ist kein privater
Spielplatz – Kultur ist vielmehr
unsere Lebensweise« (Ex-Bun-

despräsident von Weizsäcker,
CDU Mitglied).

Und für diese Lebensweise
stehen immer weniger Mittel zur
Verfügung. Dennoch hat die Kul-
tur GmbH in über 10 Jahren viel
Gutes geleistet, worauf wir stolz
sein können und den »Machern«
ausdrücklich danken. Ich bin
noch beeindruckt vom Eröff-
nungskonzert der Kreismusik-
schule in der neuen Wirkungs-
stätte »Tonhalle« in Strausberg
– eine unter Denkmalschutz ste-
hende alte Turnhalle Baujahr
1904, die mit Hilfe der Woh-
nungsbaugesellschaft Straus-
berg zu einer musikalischen Wir-
kungsstätte wurde. Für alle Be-
teiligten eine ideale Lösung.

Unser Beschluss zur Siche-
rung der Arbeit der Kultur
GmbH für die nächsten Jahre ist
ein gutes Zeichen, hat aber zwei
weitere Seiten: Der Gesellschaf-
ter muss mit Geschäftsführung
und Einrichtungsleitern das
Fortbestehen der kulturellen

Arbeitslosigkeit in Brandenburg
ist im Dezember nach neun Mona-
ten leichten Rückgangs wieder ge-

stiegen – in MOL um 0,6 auf 
15,3 %. Während die Strausberger

Region deutlich unterhalb der
Quote der restlichen Bereiche im
Arbeitsagenturbezirk Frankfurt

liegt, ist diese in Seelow und Bad
Freienwalde deutlich darüber.

Die große Mehrheit der Arbeitslo-
sen im Landkreis lebt von Arbeits-
losengeld II. Im Raum Bad Freien-

walde fast drei Viertel, im Seelo-
wer Raum gut 70 Prozent, um

Strausberg gut 65 Prozent aller
Arbeitslosen.

Bei über 55 Jahre alten Arbeitslo-
sen ist das Verhältnis von Alg I-

und II-Bezieherinnen und Bezie-
hern ausgeglichener als unter Jün-
geren. Dennoch haben die meisten

Arbeitslosen die 50 schon über-
schritten. In Bad Freienwalde und

Seelow stellen sie weit über ein
Viertel aller Jobsuchenden.

Strausberg als Berliner Rand-
raum kann eher Stellen besetzen

als Gebiete weiter östlich. Die
scheinbar größten Chancen im Be-

zirk hätten Fachkräfte aus der
Land- und Forstwirtschaft. Auch

im Dienstleistungsbereich gäbe es
mehr freie Stellen als Bewerbun-
gen. Im produzierenden und im

Baugewerbe dagegen sei es 
umgedreht.

Auch in MOL gilt, es gibt nicht zu
viel unrasierte und ungewaschene

Arbeitslose, sondern zu wenig 
Arbeitsangebote.
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Fast drei Viertel 
der Arbeitslosen leben

von Alg II 

Kultur ist kein privater
Spielplatz
… und zum Grundsatzbeschluss Kultur GmbH

A U S  D E M  K R E I S T A G

Trotz alledem…
Dieter Schäfer zum Kreishaushalt 2007

Einrichtungen und der wesentli-
chen Angebote sichern. Dabei
müssen alle Mitarbeiter der
GmbH einbezogen werden und
die Gesellschafterversammlung
hat alle Vorschläge auf das WIE
zu prüfen. Vieles wurde schon
geleistet, vom Personalabbau bis
zur Gebührenanhebung, nun ist
ein weiterer Einschnitt erforder-
lich. Aber wir sind zuversicht-
lich.

Außerdem muss der Land-
kreis Verantwortung für seine
Immobilie, die der GmbH zur
Verfügung gestellt wurde, tra-
gen und ein eindeutiges Investi-
tionsprogramm auf Grundlage
einer bestehenden Prioritäten-
liste bis 30. Juni erstellen.

Aus unserer Sicht ein guter
Kompromiss, der das Machbare
in den Mittelpunkt stellt.

(Auszüge aus den Reden des Vorsit-
zenden der Linksfraktion MOL im
Kreistag 20.12.2006)

»Für Stoiber gilt:

Wer zu spät geht,

den bestraft das 

Leben.«

Dagmar Enkelmann live zu 
Medienvertretern – befragt
nach ihrem Kommentar zur 
CSU-Diskussion um Stoibers 
Rück-, Vor- oder Seitentritt.



Waldsieversdorf ohne Baumforschung?
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chen Räume – mit Abbau von Ar-
beitsplätzen in wissenschaftli-
chen Einrichtungen bewirkt er
aber das genaue Gegenteil«, kriti-
sierte Enkelmann. Für die beiden
Abgeordneten ist es völlig unver-
ständlich, warum das Ministeri-
um gerade ein wissenschaftliches
Institut, das sich mit hochaktuel-
len Fragen wie nachwachsenden
Rohstoffen und Auswirkungen
des Klimawandels befasst, zur
Einstellung jahrelanger For-
schungsarbeit zwinge. Wichtige
Forschungsprojekte für die Regi-
on, so die Untersuchung beson-
ders trockenbeständiger Bäume
wie Kiefern, sind an die Bedin-
gungen vor Ort gebunden und
können nicht verlagert werden.
Enkelmann und Tackmann for-
derten die Brandenburger Lan-
desregierung auf, sich beim Bun-
deslandwirtschaftsminister See-
hofer für die Erhaltung des
Standortes einzusetzen. Minister-
präsident Matthias Platzeck
(SPD) solle Druck auf die Bundes-
ebene machen und um die Bran-
denburger Agrarforschungsstand-
orte in Waldsieversdorf und Wus-
terhausen kämpfen.

schutz (BMELV) in seinem neuen
Rahmenkonzept die Zusammen-
legung beider Außenstellen des
Institutes.

Nach dem ersten Schock haben
Forscher, Gemeinde und Abgeord-
nete der Linken nun Widerstand
angekündigt. »Der Standort
Waldsieversdorf muss erhalten
bleiben«, erklärte Dagmar Enkel-
mann nach einem Vor-Ort-Besuch
zusammen mit der agrarpoliti-
schen Sprecherin der Bundestags-
fraktion Kirsten Tackmann. »Bun-
desminister Seehofer spricht im-
mer von der Stärkung der ländli-

Auf dem 4,5 Hektar großen Areal
des Institutes für Forstgenetik
und Forstpflanzenforschung in
der Märkischen Schweiz wachsen
chinesische Kiefern neben finni-
schen, schwedischen und bran-
denburgischen Birken sowie ge-
züchteten Pappeln. Diese Ver-
suchsflächen könnten schon bald
verwildern, denn der Standort
der Baumforschung in Waldsie-
versdorf soll nach Grosshansdorf
bei Hamburg verlagert werden.
Im September beschloss das Bun-
desministerium für Ernährung,
Landwirtschaft und Verbraucher-
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Die Vorsitzende der Linken im
Landtag Brandenburg, Kerstin
Kaiser, hat seit einem halben Jahr
ein neues Internetangebot. Die
Einführungsphase ist mit Jahres-
beginn abgeschlossen. Die Seiten
haben im Durchschnitt über
1.000 Besucher im Monat, die so-
wohl Infos zur parlamentarischen
Arbeit, als auch aus dem Wahl-
kreis, zum Beispiel Reden, Anfra-
gen, Pressemitteilungen ect., fin-
den.
Nachfragen bei Ralf Wunderlich,
0171 - 930 16 16

www.kerstin-kaiser.eu

Mit viel Wut im Bauch waren etwa
100 Menschen der Einladung Rena-
te Adolphs zu einem Forum zum
Thema Gaspreiserhöhungen gefolgt.
Grund war ein angekündigter neuer
Vertrag des Gasversorgers EWE.
Hartmut Müller von der Verbrau-
cherzentrale Brandenburg erläuter-
te, dass EWE hier »neue« gesetzli-
che Grundlagen in Gutsherrenart
nutze, um Kunden in höhere Tarife
zu pressen. Gasbezieher mit gelten-
den Verträgen sollten jedoch auf der-
artige Schreiben gar nicht antwor-
ten. Wer dennoch reagieren wolle,
erhalte in den Beratungsstellen der
Verbraucherzentrale weitere Infor-
mationen und Musterbriefe, mit de-
nen die Erfüllung bestehender Ver-
träge eingefordert werden könne.
Außerdem ermunterte der Justiziar
Kunden, denen die Preise zu hoch er-
schienen, ihren bisherigen Betrag zu
zahlen und gleichzeitig Widerspruch
gegen die Preissteigerung einzule-
gen. Bisher sei kein Widerspruchs-
verfahren gegen Verbraucher ent-
schieden worden, weil dann die Ga-
sanbieter ihre Preisbildung umfas-
send offen legen müssten. Immerhin
gibt es bei den Brandenburger Gas-
versorgern Preisdifferenzen von bis
30 Prozent. Ein bloßer Verweis auf
Preiserhöhungen auf dem Welt-
markt reicht aber nicht aus. Auch
die oft verwendete Begründung ei-
ner Koppelung vom Gas- an den Öl-
preis hat keine gesetzliche Grundla-
ge.
Renate Adolph verwies darauf, dass
sich die Gewinne aller Energiever-
sorger in den zurückliegenden Jah-
ren enorm erhöht haben. Ihre Frak-
tion hat wiederholt mehr Transpa-
renz in der Preisgestaltung bei Gas
und Strom eingefordert. Wer höhere
Preise verlangt, muss diese auch
nachvollziehbar begründen können.

Neujahrsempfänge sind eine
gute Gelegenheit, ungezwungen
und über Parteigrenzen hinweg,
ins Gespräch zu kommen. Kon-
takte werden geknüpft oder ver-
tieft – zu Bürgermeistern, Ge-
meindevertretern, zu vielen ge-
sellschaftlich Aktiven von Verei-
nen, Verbänden, Unternehmen.
Hier kann man Bilanz ziehen,
Sichtweisen austauschen oder
Absprachen treffen. Oder man
freut sich einfach, einander zu
sehen und sich nach dem Befin-
den zu erkundigen.

Auch kann man Dank sagen:
für geleistete Arbeit, für Enga-
gement, Ideen und konstruktive
Kritik. Viele Gründe, daraus
eine gute Tradition zu machen.
Also habe ich am ersten Sonntag
des neuen Jahres erneut eingela-
den und wie bereits am Start von
2006 kamen viele, weit über 60
Gäste: Mitglieder und Sympathi-
santen unserer Partei bis hin zu
SPD und CDU, ganz nach dem
Motto: Es geht um das Beste für
die Bürgerinnen und Bürger. Es
geht um Fahrradwege, Jugend-
projekte, Gaspreise, um die Ent-
wicklung der Region insgesamt.

P A R L A M E N T S S P L I T T E R

Neue Seiten der
Fraktionsvorsitzenden

Wehrt euch!

Ehrengast war unsere Bundes-
tagsabgeordnete Dagmar Enkel-
mann, die in MOL ihren Wahl-
kreis hat. So konnten Gesprächs-
partner aller Couleur ihre Pro-
bleme und Anregungen Dagmar
für die höchste parlamentari-
sche Ebene direkt mitgeben.

Auch kurze Ansprachen müs-
sen sein. Ich kritisierte die Lan-
desregierung, dass sie die Ga-
lopprennbahn Hoppegarten aus
der öffentlichen Hand an den
freien Markt gegeben hat. Bleibt
zu hoffen, dass die Auflagen der
jetzigen Treuhandverwalterin
für den Erhalt des traditionsrei-
chen Standortes von einem künf-

tigen privaten Eigentümer ein-
gehalten werden. Weiterer Kri-
tikpunkt: Die Landesregierung
ist bei ihrem Nein für einen
Wachstumskern in unserer Regi-
on geblieben. Und sie wird auch
dabei bleiben. Das bedeutet
kaum noch Fördermittel für
Schulen, Straßen, öffentliche
Gebäude, Jugend- und Kultur-
einrichtungen. Umso erfreuli-
cher ist die Initiative der Bürger-
meister von elf Gemeinden, ge-
meinsam Potenziale weiterzu-
entwickeln – siehe Seite 7. Unse-
re Linksfraktion im Landtag hat
ein eigenes Leitbild für Bran-
denburg erarbeitet, das für alle
Regionen gleichwertige Lebens-
bedingungen, gleiche Chancen
vorsieht, das sich nicht nur auf
Leuchttürme konzentriert. Mit
zahlreichen Veranstaltungen
werden wir im neuen Jahr unser
Herangehen für die weitere Ent-
wicklung Brandenburgs öffent-
lich diskutieren. Einen Baustein
dafür bildet auch ein gelungener
Neujahrsempfang.

Renate Adolph,
Landtagsabgeordnete

Wir wollen nicht nur Leuchttürme
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Unter dem Motto »No pasaran!«
(»Sie werden nicht durchkom-

men!«) widerstanden einst Anti-
faschisten dem Franco-Faschismus

in Spanien. Auch heute gilt es,
sich gegen die Besetzung des öf-

fentlichen Raums durch Rechtsex-
treme zu wehren. Die Bundestags-
abgeordnete Dagmar Enkelmann
ruft – wie schon im vergangenen

Jahr – junge Leute ihres Wahlkrei-
ses auf, interessante, aufregende

und öffentlichkeitswirksame Pro-
jekte zum Thema »Antifaschis-

mus« zu schaffen. Damit beteiligt
sich Enkelmann zusammen mit

anderen Abgeordneten der Links-
fraktion an einem Wettbewerb,

der bereits zum 4. Male unter dem
Slogan »Zivilcourage vereint!«

stattfindet.

Das diesjährige Thema für die
künstlerischen Arbeiten aller Art
ist »Spanien 2007«. Gesucht wer-
den gewaltfreie, kreative Ideen ge-

gen rechtsextreme Propaganda.
Beteiligen können sich Jugendli-

che im Alter von 16 bis 26 Jahren.
Die künstlerische Form ist frei
wählbar – seien es nun Video-

Clips, Plakate oder Gedichte. Von
jedem Beitrag, der den Wettbe-

werb gewinnt, wird eine Teilneh-
merin oder ein Teilnehmer mit ei-

ner Bildungsreise Anfang April
nach Katalonien prämiert.

Beiträge können bis 16. Februar
an die Wahlkreisbüros von 

Dagmar Enkelmann in Bernau
(Berliner Straße 17) oder in

Strausberg (Wallstraße 8) gesandt
oder dort abgegeben werden.

(Zusatzinfos unter 
www.dagmar-enkelmann.de 

oder 
www.zivilcourage-vereint.de)

Strausberg · Seelow · Bad Freienwalde Ausgabe Februar 2007I M P U L S E

»Zivilcourage vereint!«

Zum Mitdenken und Handeln
Aufruf von Gerd-Ulrich Herrmann, Leiter der Gedenkstätte Seelower Höhen

Seelow ist weit über die Grenzen
der Bundesrepublik Deutsch-
land bekannt und steht in der
Geschichte des Zweiten Welt-
krieges für die größte Schlacht
auf deutschem Boden. Eine über
Jahrhunderte geschaffene Kul-
turlandschaft wurde in nur zwei-
einhalb Monaten von Menschen-
hand nachhaltig zerstört. Auf
dem Gebiet des heutigen Krei-
ses MOL ruhen auf 169 Kriegs-
gräberstätten mehr als 26.700
Soldaten verschiedener Natio-
nen.

Die Gedenkstätte Seelower
Höhen fördert das Erinnern an
Ursachen, Verlauf und Folgen
der Schlacht, sowie das Geden-
ken an alle Kriegsopfer und
mahnt, dass Krieg kein Mittel
zur Lösung politischer Probleme
sein darf. Sie ist heute ein inter-
national anerkannter Erinne-
rungs- und Gedenkort, den Gäste
aus dem In- und Ausland mit un-
terschiedlichen Lebenserfahrun-
gen besuchen – darunter viele
Überlebende der Kämpfe. Sie
gedenken nicht nur ihrer toten

Kameraden, die meisten von ih-
nen auch ihrem ehemaligen mili-
tärischen Gegner. Dabei geht es
ihnen nicht um Heldenvereh-
rung. Die Zeitzeugen und ihre
Angehörigen sind dankbar, dass
hier in Seelow die Erinnerungen
an die Leiden der Menschen in
Uniform und Zivil bewahrt wer-
den.

Am 18. November 2006 wähl-
ten Rechtsextremisten Seelow
als Veranstaltungsort, um unter
dem Deckmantel einer »Helden-
ehrung« Geschichte zu verfäl-
schen und für zweifelhafte Zwe-
cke zu missbrauchen. Auch in
Seelow stellten sich ihnen am
»Tag der Demokraten« hunder-
te Menschen entgegen. Das al-
lein reicht jedoch nicht aus, man
muss ihnen auch mit Argumen-
ten entgegentreten.

Rechtsextreme benutzen in
verstärktem Maße militärische
Ereignisse und das Schicksal
deutscher Soldaten im Zweiten
Weltkrieg, um ihre Gedanken zu
verbreiten. Sie finden vor allem
dort einen Nährboden, wo ein

Vakuum an historischem Wissen
existiert. Nur eine gezielte Ju-
gendarbeit und die politische
Aufklärung können dem dauer-
haft entgegenwirken.

Ich rufe alle in der politischen
Verantwortung Stehenden, His-
toriker, Pädagogen und alle, die
solche Geschichtsverfälschun-
gen nicht dulden wollen, zum
Mitdenken und Mitmachen auf.
Lassen Sie uns unsere gemeinsa-
men Anstrengungen in der poli-
tischen Bildung bündeln, sach-
kundige Argumente gegen sol-
che Darstellungen finden sowie
eine gezielte Wissensvermitt-
lung betreiben. Jede Mitarbeit
und jede Idee sind willkommen.
Lassen Sie uns gemeinsam dafür
eintreten, dass die tausenden
Gräber der Kriegsopfer nur im
Sinne von Albert Schweitzer wir-
ken: 

»SOLDATENGRÄBER SIND
DIE GROSSEN PREDIGER DES

FRIEDENS, UND IHRE BE-
DEUTUNG ALS SOLCHE WIRD

IMMER ZUNEHMEN!«

Geschrieben hat dieses Stück
die Seelower Abiturientin Clau-
dia Fortunato und damit im ver-
gangenen Jahr im Wettbewerb
»ausDRUCKsstark-gegen-rechts«
eine Reise nach Italien gewon-
nen. In Impulse Juni/2006 be-
richtete sie bewegt über ihre
Eindrücke auf den Spuren italie-
nischer Partisanen.
Das Stück handelt vom Gymnasi-
asten Hannes Reich, der durch
seine »Clique« immer mehr in
die rechtsextreme Szene ab-

»Woran glaube ich«
Theaterpremiere in Seelow

rutscht.
Die Schüler der 13. Klasse des

örtlichen Gymnasiums boten im
restlos ausverkauften Kultur-
haus eine tiefgründige Studie
über die Antriebe rechtsradika-
ler Gewalttäter, die Ursachen ih-
rer stumpfsinnigen Ideologie
und die Gefahr der Verbreitung
ihres Gedankenguts.

Die 250 Zuschauerinnen und
Zuschauer, unter ihnen die Bun-
destagsabgeordneten der Links-
fraktion Gesine Lötzsch und

Dagmar Enkelmann – Initiato-
ren, Organisatoren und Sponso-
ren des auch in diesem Jahr wie-
der stattfindenden Wettbewerbs
(siehe Randspalte) – waren tief
beeindruckt. Gesine Lötzsch
wird versuchen, das Stück noch
in diesem Jahr in das Theater in
der Parkaue nach Lichtenberg
zu holen.

Das Drehbuch ist auf der Wett-
bewerbs-Seite zu lesen unter
www.zivilcourage-vereint.de
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Die Vergangenheit ist noch gegenwärtig
[‘solid] auf Spurensuche in Auschwitz und Krakow

Die Kommunen Hoppegarten,
Neuenhagen, Schöneiche, Freders-
dorf-Vogelsdorf, Altlandsberg, Pe-
tershagen-Eggersdorf. Rüdersdorf.
Erkner, Grünheide, Woltersdorf
und Strausberg haben ein eigenes
Standortentwicklungskonzept
»Zukunftsraum Östliches Berliner
Umland« entwickelt – als Ant-
wort auf die Streichung als Regio-
nale Wachstumskerne.
Weil die Staatskanzlei von den
Regionalen Wachstumskernen in-
tegrierte Standortentwicklungs-
konzepte abforderte, gaben die elf
Kommunen ebenfalls so ein Kon-
zept in Auftrag. Nicht, um Pots-
dam umzustimmen, sondern weil
sie ihre Zusammenarbeit mit ei-
ner realistischen Analyse und
pragmatischen Handlungsempfeh-
lungen auf eine neue Stufe stellen
wollen. Mit dem Standortentwick-
lungskonzept sollte geprüft wer-
den, inwieweit und in welchem
Maße das östliche Berliner Um-
land einen wirtschaftlichen Kon-
zentrationsraum mit erheblichen
Umlandfunktionen darstellt, der
vergleichbare Funktionen wie die
bisher ausgewiesenen Regionalen
Wachstumskerne und Branchen-
schwerpunktorte erfüllt. Die Kom-
munen arbeiten bereits seit 1996
in der Arbeitsgemeinschaft Ost des
Kommunalen Nachbarschaftsfo-
rums Berlin-Brandenburg zusam-
men. Ergebnisse dessen sind u.a
das »Räumliche Strukturkonzept
H.A.S.E« und der »Tourismusver-
ein »Märkische S5-Region«.

Seit 22.12.06 darf die Eisenbahn der
Strecke Berlin – Küstrin-Kietz Grenze
zwischen den Kilometern 75,0 und
80,7 seit über 60 Jahren erstmals wie-
der mit 120 km/h fahren. Eisenbahn-
betriebsleiter und Eisenbahnbundes-
amt haben nach Inbetriebnahme des
Stellwerkes Küstrin-Kietz Anfang No-
vember der Sanierung und Ertüchti-
gung des Oberbaus zwischen Golzow
und Küstrin-Kietz, sowie einigen klei-
neren Maßnahmen an Brücken und
Durchlässen der Geschwindigkeitser-
höhung zugestimmt. Weder ändern
sich dadurch Fahrtzeit und Fahrplan,
aber das Signal ist quasi auf Grün ge-
stellt, als Beginn des Ausbaus der Ost-
bahn.
Im Jahre 2007 sind zwar keine neuen
Baumaßnahmen in Sicht, aber Pla-
nung und Finanzierungsüberlegun-
gen für die weiteren Bauabschnitte
rollen hoffentlich auch mit 120km/h.

Regionales:

Selbsthilfe

Signal auf Grün

Mehrere Ereignisse der letzten
Monate beweisen einen bedenk-
lichen Zustand der politischen
Kultur in Deutschland. In der
Nacht vom 9. zum 10. November,
dem 68. Jahrestag der so genann-
ten »Reichspogromnacht«,
schändeten Rechtsextreme ei-
nen Gedenkstein der ehemali-
gen Synagoge in Frankfurt. In
Cottbus wurde vier Tage später
ein jüdischer Gedenkstein be-
schmiert und vier »Stolperstei-
ne« entwendet. Am 18. Novem-
ber versuchten Rechtsradikale
durch Seelow zu marschieren,
um ihrer vermeintlichen »Hel-
den« zu gedenken. Gleichzeitig
veröffentlichte die Friedrich-
Ebert-Stiftung eine Studie, aus
der hervorgeht, dass rechtsextre-
mes Gedankengut in West- wie
Ostdeutschland noch immer weit
verbreitet ist.

Die Vergangenheit ist also
noch gegenwärtig. Aus diesem
Grund veranstaltete der Bran-

denburger Landesverband von
[´solid] im November eine Bil-
dungsfahrt in die KZ-Gedenk-
stätte Auschwitz und in die eins-
tige jüdische Metropole Krakau.
Für 20 Jugendliche aus NRW,
Brandenburg und Berlin stand
die Auseinandersetzung mit der
Geschichte im Vordergrund. Auf
dem Programm standen Führun-
gen durch das Museum des
Stammlagers Auschwitz I und
über das Gelände des ehemali-
gen Vernichtungslagers Ausch-
witz-Birkenau. Außerdem hatten
die Jugendlichen die Möglich-
keit, in einem Gespräch mit dem
polnischen Auschwitz-Überle-
benden und ehemaligen Direk-
tors des Museums Auschwitz per-
sönliche Erfahrungen eines Zeit-
zeugen zu hören und zu diskutie-
ren.

Ein Anliegen war es, jüdische
Geschichte nicht nur als Opfer-
geschichte zu begreifen und zu
vermitteln. Aus diesem Grund

besuchten wir auch das jüdische
Zentrum und den jüdischen
Friedhof von Oswiecim sowie
das jüdisch-galizische Museum
in Krakau.

Die Beschäftigung mit dem 3.
Reich und dem Holocaust ist ein
zentrales Anliegen für uns Lin-
ke. Die von der überwiegenden
Mehrheit der Deutschen tole-
rierte Vernichtungspolitik ist ein
erschreckendes Beispiel, wozu
fehlende Empathie und Solidari-
tät führen können.

Wir danken der Landeszen-
trale für politische Bildung, der
Landtagsfraktion der Linkspar-
tei sowie der Bundestagsabge-
ordneten Dagmar Enkelmann
für die finanzielle Unterstüt-
zung der Fahrt und allen Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern
für ihr Engagement.

Norbert Müller, [‘solid] 
Brandenburg, Landesvorstand

Auf der ersten Beratung des
Kreisvorstandes im neuen Jahr,
am 8. Januar, ging es um wichti-
ge programmatische Veranstal-
tungen des Kreisverbandes MOL
im Jahr 2007.

Den Auftakt wird eine Man-
datsträgerkonferenz mit den Ab-
geordneten und Sachkundigen
Bürgern der Linkspartei.PDS in
Gemeindevertretungen, im
Kreis- und Landtag am 22. Feb-
ruar in Strausberg bilden. Dabei
soll der Entwurf der Kommunal-
politischen Leitlinien, die Lutz
Amsel auf der jüngsten Kreisde-

legiertenkonferenz vorstellte,
weiter diskutiert werden. Es
können immer noch Vorschläge
an Lutz gemailt werden. Schwer-
punkte der Beratung sind u. a.
die  Finanzausstattung der Kom-
munen, die Privatisierung kom-
munalen Eigentums, Wasser, Ab-
wasser, Müll sowie Jugend-, Frei-
zeit-, Sportangebote.

Alle machen Neujahrsemp-
fänge. Die Linkspartei von MOL
wird am 23. März zu einem Früh-
LINKS-Empfang Genossen,
Freunde, und namhafte Persön-
lichkeiten einladen.

Am 31. März findet die nächs-
te Kreisdelegiertenkonferenz in
Seelow statt.

Bernd Sachse stellte erste
Überlegungen zu einem Kreis-
projekt gegen Rechts vor: Film-
veranstaltungen, Rock-Konzert,
Fußballturnier, Bücherstraßen
und anderes mehr sollen das
ganze Jahr über an verschiede-
nen Orten des Kreises laufen.
Dazu wird eine Projektgruppe
gebildet. Interessierte können
sich bei Bernd Sachse melden.

Renate Adolph

Linkes im Jahr 2007



Naturschutzes. Bis zuletzt war er
rastlos. Obwohl fast erblindet
und stark schwerhörig war er
stets über aktuelle Gescheh-
nisse informiert und äußerte
sich dazu. Allein in seinen letzen
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LINKE-Geschäftsstellen

� STRAUSBERG
Große Straße 76
15344 Strausberg
Tel.: 0 33 41 / 31 17 96
Fax: 0 33 41 / 31 47 75
www.pds-mol.de
Öffnungszeiten:
Mo. – Do. 8.00 – 12.00 Uhr

� SEELOW
Breite Straße 9, 15306 Seelow
Tel./Fax: 0 33 46 / 4 17
www.pds-seelow.de
Öffnungszeiten:
Mo. und Mi. 9.00 – 12.00 Uhr
Di. 9.00 – 12.00 Uhr

15.00 – 17.00 Uhr

� BAD FREIENWALDE
Grünstraße 8
16259 Bad Freienwalde
Tel./Fax: 0 33 44 / 34 66
Öffnungszeiten:
Di. 9.00 – 11.30 Uhr

14.00 – 16.00 Uhr

LINKE-Bürgerbüros
der Abgeordneten

� Dagmar Enkelmann – MdB
15344 Strausberg, Wallstraße 8
Mitarbeiter: Bernd Sachse
Tel.: 0 33 41 / 30 39 84
Fax: 0 33 41 / 30 39 85
Mo. – Do. 9.00 – 16.00 Uhr
Freitag nach Vereinbarung
dagmar.enkelmann@wk.bundestag.de

� Kerstin Kaiser – MdL
15344 Strausberg, Wallstraße 8
Mitarbeiterin: Helga Burgahn
Tel.: 0 33 41 / 49 77 11
Fax: 0 33 41 / 30 39 85 
Mo. – Do. 8.00 – 16.00 Uhr
buergerbuero.mdl@ewetel.net

� Wolfgang Heinze – MdL
15306 Seelow, Fichtenweg 4
Mitarbeiter: Uwe Hädicke
Tel.: 0 33 46 / 88 41 21
Fax: 0 33 46 / 88 41 59
Mo. 8.00 – 10.00 Uhr
oder nach Vereinbarung
heinze-seelow@web.de

� Gerlinde Stobrawa – MdL
16259 Bad Freienw., Grünstr. 8
Mitarbeiter: Joachim Fiedler
Tel.: 0 33 44 / 30 13 55
Mo. – Mi. 9.00 – 13.00 Uhr
Do. 9.00 – 17.00 Uhr
Fr. 9.00 – 12.00 Uhr

� Renate Adolph – MdL
15366 Hoppegarten, OT Hönow
Mahlsdorfer Str. 61 / HEP
Mitarbeiterin: Helga Hummel
Tel.: 030 / 99 27 47 49
Fax: 030 / 99 27 47 43 
Mo., Mi., Do. 14.00 – 18.00 Uhr
renate@adolph.de
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Ein Stern für den »Star«
Kurz vor seinem 70. Geburts-

tag wurde Sigmund Jähn Ehren-
bürger von Neuhardenberg.

Der einstige Bewohner des
einstigen Marxwalde, heute
Wahlstrausberger, flog am
26.8.1978 als erster Deutscher
ins All. 1960 war er als Flugzeug-
führer der NVA samt Familie
nach Marxwalde gezogen.

Im Ort gibt es eine Schinkel-
Kirche mit einer Kirchendecke
mit 6260 goldenen Sternen, die
»verpachtet« werden, um Geld
für die Sanierung des Gottes-
hauses zu erhalten.

Jetzt schenkt die Gemeinde
ihrem »Siggi« einen Stern, so

Bürgermeister Mario Eska von
der Linkspartei.

Die nächste Redaktionssit-
zung ist am 13.2. um 18 Uhr
wie immer im LinksTreff
und die Teilnahme Interes-
sierter ausdrücklich er-
wünscht. Artikel, Fotos
und Meinungen werden
ebenso dankend entgegen-
genommen. Über Veröf-
fentlichung wird in der Re-
daktion entschieden.

Am 20. Januar starb er im Al-
ter von 92 Jahren in Bad Frei-
enwalde. 1999 war ihm gemein-
sam mit seiner Frau Erna für
seine Verdienste um den Na-
turschutz die Ehrenbürger-
schaft seiner Heimatstadt ver-
liehen worden. Mit seinem Na-
men untrennbar verbunden ist
das erste Naturschutzgesetz
der DDR, die Gründung der er-
sten Naturschutzlehrstätten,
sind unzählige Broschüren und
Artikeln und natürlich die be-
kannteste Eule, das – seit 1992
– gesamtdeutsche Zeichen des

Genosse Kurt Kretschmann ist tot

1., 17:00, SVV Strausberg,
Klub am See
1., 18:00, Kerstin Kaiser auf dem
1. Tourismus- und Wirtschaftstag
in Rüdersdorf, Kulturhaus
3./4., 1. Tagung des 10. Landes-
parteitages, Blossin
5., 18:00, Kreisvorstand MOL,
LinksTreff
6., 18:00,Vernissage,
Ölmalereien von Hannes Schü-
ler, Strausberg, LinksTreff
14., 16:00, Kreistag MOL
17., 10:00, zu Gast bei Rotfuchs:
Ulla Jelpke, MdB (DIE LINKE.),
»Die neue Linke kann nur eine

sozialistische sein«, Begeg-
nungsstätte Volkssolidarität,
Gerhard Hauptmann Straße,
Strausberg
21., 19:00, Gespräch mit Kerstin
Kaiser im Bürgerverein Nord-
heimbund zum Leitbild Brdg.,
Parkstraße 11, Strausberg
21., Politischer Aschermittwoch:
19:00 D. Enkelmann in Bad Frei-
enwalde; 20:30 K. Kaiser in Pe-
tershagen/Eggersdorf
22., 18:00, Mandatsträgerkonfe-
renz MOL, STICKER, Garzauer
Chaussee, mit K. Kaiser
24., ab 10:00, Steuerkonferenz

der Bundestagsfraktion DIE
LINKE., Abgeordnetenhaus Ber-
lin, Käthe Niederkirchnerstr. 5 
28., 18:00, Kreistagsfraktion
MOL, LinksTreff 
28.,19:00, ND-Club, Berlin, Dag-
mar Enkelmann bei »Frauen in
der Politik«
1.3., 17:00, SVV Strausberg,
Klub am See
4.3., 10:00, Steigende Gaspreise
– wie kann ich mich wehren?,
LinksTreff, Gäste: Herr Müller,
Verbraucherzentrale Branden-
burg, MdL R. Adolph,Veranstal-
tung des KV MOL

Jahren, die er im Pflegeheim
verbrachte, verfasste er meh-
rere Gedichtbände, in denen
er seine Position zu Natur- und
Umweltschutz, aber auch zu
politischen Ereignissen zum
Ausdruck brachte. Sein Name
ist aber ebenso engmit der Ab-
lehnung von Krieg und Gewalt
verbunden, die er immer wie-
der sehr offensiv vertrat.
Wir werden Kurt Kretschmann
nicht vergessen.

Die LINKE.PDS 
Gebietsverband Bad Freienwalde


